Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 705 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 4. Dezember 1958 

10 — 37203 — 4625/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung be- 
schlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Eignungsübungsgesetzes 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 199. Sitzung am 28. November 1958 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf, wie aus der Anlage 2 ersichtlich, Stellung zu 
nehmen. Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf 
keine Einwendungen. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Eignungsübungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 


§ 1 

Das Gesetz über den Einfluß von Eignungsübun- 
gen der Streitkräfte auf Vertragsverhältnisse der 
Arbeitnehmer und Handelsvertreter sowie auf 
Beamtenverhältnisise (Eigungsübungsgesetz) vom 


20. Januar 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 13) wird wie 
folgt geändert: 

In § 11 Abs. 1 werden die Worte „nach drei Jahren" 
gestrichen und durch die Worte „am 31. März 1961" 
ersetzt. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Begründung 


Das Eignungsübungsgesetz dient der Auswahl ge- 
eigneter und erfahrener Führer und Ausbilder für 
die Bundeswehr. Es hat sich in der Praxis bewährt. 
Nach § 11 Abs. 1 zweiter Halbsatz tritt das Gesetz 
drei Jahre nach seinem Inkrafttreten, d. i. am 
25. Januar 1959, außer Kraft. Diese Befristung war 
seinerzeit in das Gesetz aufgenommen worden, weil 
man davon ausgegangen ist, daß die Einstellung 
gedienter Bewerber in die Bundeswehr innerhalb 
dieses Zeitraums abgeschlossen sein würde und man 
nach Außerkrafttreten des Gesetzes Bewerber als 
Soldateh. auf Zeit und Berufssoldaten auch nach ab- 
geleisteter Wehrübung einstellen könne. Inzwischen 
sind Planung, Aufstellungsrhythmus und Organisa- 
tion der Bundeswehr geändert worden, so daß auf 
das Eigungsübungsgesetz vorerst nicht verzichtet 
werden kann. Eine Verlängerung des Gesetzes ist 
deshalb erforderlich. 

Das Gesetzgebungsrecht des Bundes folgt aus Arti- 
kel 73 Nr. 1 GG in der Fassung des Gesetzes zur 
Ergänzung des Grundgesetzes vom 26. März 1954 
(BGBl. I S. 45) 

Im einzelnen wird zur Begründung der Verlänge- 
rung des Gesetzes folgendes hervorgehoben: 

Auch in den weiteren Aufstellungsabschnitten der 
Bundeswehr kann auf die Einstellung ehemaliger 
gedienter Soldaten älterer Jahrgänge nicht verzich- 
tet werden. Die Bestimmungen des Wehrpflicht- 
gesetzes und des Dienstzeitdauergesetzes reichen 
hierfür nicht aus. Nach § 3 des Dienstzeitdauer- 
gesetzes vom 24. Dezember 1956 (BGBL I S. 1017) 
können Mannschaften und Unteroffiziere, die das 
35. Lebensjahr vollendet haben, nur zu Wehrübun- 
gen von insgesamt drei Monaten herangezogen 
werden. Selbst wenn diese zu einer Übung zusam- 
mengezogen würden, ist die Zeit von drei Monaten 
nach den bisherigen Erfahrungen zu kurz, um die 
Eignung eines Bewerbers als Soldat auf Zeit oder 
als Berufssoldat endgültig feststellen zu können. Es 


hat sich gezeigt, daß selbst die für die Eignungs- 
übung vorgesehene Dauer von vier Monaten für die 
abschließende Beurteilung eines Soldaten knapp 
bemessen ist. Überdies würden diese Bewerber 
während ihrer Wehrübung nur Wehrsold nach dem 
Wehrsoldgesetz erhalten können. Es erscheint zu- 
mindest zweifelhaft, ob gerade diejenigen Bewer- 
ber, die sich nach dem Kriege eine gute Existenz- 
grundlage schaffen konnten, bereit sein werden, 
unter solchen Umständen als Soldat auf Zeit oder 
als Berufssoldat in die Bundeswehr einzutreten. 

Die genannten Schwierigkeiten bestehen aber auch 
bei ungedienten Bewerbern, die sich die für einen 
| höheren Dienstgrad erforderliche militärische Eig- 
i nung durch Lebens- und Berufserfahrung außerhalb 
! der früheren Wehrmacht oder der Bundeswehr er- 
I worben haben (§ 60 Abs. 1 Satz 1 SG) und auf 
| deren Verwendung in der Bundeswehr wegen ihrer 
besonderen Fachkenntnisse z. B. auf technischem, 
naturwissenschaftlichem oder medizinischem Gebiet 
(Physiker, Chemiker u. a.) nicht verzichtet werden 
I kann. Wenn solche Bewerber nach § 3 Abs. 2 des 
; Wehrpflichtgesetzes nicht mehr wehrpflichtig sind, 
können sie zur Prüfung ihrer Eignung ohne das 
Eignungsübungsgesetz überhaupt nicht mehr heran- 
gezogen werden. Würden sie sich freiwillig einer 
Probezeit unterwerfen, so würden sie nicht durch 
die Bestimmungen des Arbeitsplatzschutzgesetzes, 
das nur für Wehrpflichtige gilt, geschützt sein. 

Das Eignungsübungsgesetz wird schließlich bei der 
Einstellung von Saarländern in die Bundeswehr 
auch künftig benötigt. Die Wehrgesetze haben im 
1 Saarland keine Gültigkeit, während das Eignungs- 
übungsgesetz mit der Ersten Verordnung zur Ein- 
führung von Bundesrecht im Saarland vom 
26. August 1957 (BGBl. I S. 1255) bereits eingeführt 
worden ist. Wenn das Gesetz nicht mehr vorhanden 
wäre, würden sich Saarländer kaum mehr als Frei- 
willige der Bundeswehr zur Verfügung stellen. Sie 
würden das Risiko scheuen, sich ohne den durch 
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das Eignungsübungsgesetz gewährten Arbeitsplatz- 
schutz einer Eignungsübung zu unterziehen. 

Auf die Fortgeltung des Eignungsübungsgesetzes 
kann mithin nicht verzichtet werden. Es ist zwar 
noch nicht abzusehen, wie lange es notwendig sein 
wird, Bewerber nach den Vorschriften des § 60 
Abs. 1 SG vor ihrer Ernennung zum Berufssoldaten 
oder zum Soldaten auf Zeit zu einer Eignungsübung 
einzuberufen. Mit Sicherheit kann jedoch festge- 
stellt werden, daß die Bestimmungen des Eignungs- 


übungsgesetzes für die Dauer der nächsten drei 
1 Jahre benötigt werden. 

j Durch die Verlängerung des Gesetzes wird für das 
. Rechnungsjahr 1958 keine finanzielle Mehrbelastung 
eintreten. Im Einzelplan 14 sind für das Rechnungs- 
I jahr 1958 in Kap. 14 23 Tit. 113 für Leistungen des 
Bundes nach Maßgabe des Eignungsübungsgesetzes 
1 500 000 DM als geschätzter Betrag veranschlagt. 
Es ist anzunehmen, daß diese Belastung sich in den 
nächsten Jahren verringert. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 28. November 1958 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 14. November 1958 — 10 — 

37 203-4625/58 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundes- 
rat in seine 199. Sitzung am 28. November 1958 gemäß Ar- 
tikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Eignungsübungsgesetzes 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol- 
gende Gesetz beschlossen:". 

Begründung 

Da das Eignungsübungsgesetz nach Auffassung des Bundes- 
rates seiner Zustimmung bedurfte (vgl. BT-Drucksache 1591 
Anlage 2), bedarf auch das im Entwurf vorliegende Gesetz der 
Zustimmung des Bundesrates, da es das Eignungsübungsgesetz 
förmlich ändert. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 


Kaisen 
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